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F inden Übertragungen von Unter-
nehmen und Betrieben durch ein 
Rechtsgeschäft und damit verbun-

dene Inhaberwechsel statt, etwa im Rah-
men von Privatisierungen, liegt darin 
regelmäßig jeweils arbeitsrechtlich ein 
Betriebsübergang nach § 613a BGB. Die 
Vorschrift des § 613a BGB enthält wichti-
ge Schutzbestimmungen für Arbeitneh-
mer:innen, von denen nur zugunsten 
dieser abgewichen werden darf. 

Die folgenden Betrachtungen sollen 
dazu dienen, Arbeitgeber:innen einen 
kurzen Überblick über die Struktur des 
§ 613a BGB und dessen individual- und 
kollektivrechtlichen Folgen zu geben 
und ihn/sie für die insoweit bestehenden 
Problemkreise zu sensibilisieren. 

BEGRIFF DES BETRIEBSÜBERGANGS IM 

SINNE DES § 613a BGB

Ein Betriebsübergang im Sinne des 
§  613a BGB liegt nach der Rechtspre-
chung des Bundesarbeitsgerichts immer 
dann vor, wenn ein neuer Inhaber »eine 
bestehende wirtschaftliche Einheit un-
ter Wahrung ihrer Identität fortführt«. 

Es können nicht nur Betriebe als Gan-
zes, sondern auch einzelne Betriebsteile 
nach der Vorschrift des § 613a BGB auf 
neue Inhaber:innen übergehen. Prak-
tisch gesehen kann ein Betriebsteil eine 
Abteilung sein, eine Filiale, eine Ge-
schäftsstelle oder auch eine bestimmte 
Funktion, selbst wenn diese nur von ei-
ner einzigen Person ausgeübt wird.

Für die Bewertung der Frage, ob ein 
Betriebs(teil)übergang vorliegt, wird eine 
Gesamtbewertung aller Umstände des 
Einzelfalls vorgenommen. Dabei sind 
zum Beispiel die folgenden Aspekte zu 
berücksichtigen:
 Übernahme sachlicher Betriebsmittel 
wie Produktionsmaschinen, EDV, Büro-
einrichtungen, Fuhrpark
 Nutzung und Aneignung des spezi-
ellen Know-hows des übergehenden Be-
triebs 
 Übernahme der Belegschaft
 Übernahme der Kundschaft
 Wesentliche Beibehaltung von Be-
triebsmethoden und Arbeitsorganisation 
 Dauer einer möglichen Unterbre-
chung der betrieblichen Tätigkeit, wo-
bei eine nur vorübergehende Unterbre-
chung der betrieblichen Tätigkeit für 
einige Tage oder Wochen einen Betriebs- 
oder Betriebsteilübergang noch nicht 
ausschließt. Je nach der Art des Betriebs 
ist aber nach mehreren Monaten der Be-
triebsunterbrechung davon auszugehen, 
dass kein Betriebsübergang vorliegt.

Ob ein solcher vorliegt, wird letztlich 
aus der Gesamtbewertung der genann-
ten »Indizien« ermittelt.

Sogar bei einem sogenannten Out-
sourcing, also der Auslagerung von 
bisher in einem Unternehmen selbst 
erbrachten Leistungen an externe Auf-
tragnehmer:innen oder Dienstleister:in-
nen, kann ein Betriebs(teil)übergang 
vorliegen. Zur Vermeidung eines Be-

triebs(teil)übergangs kommt es maßgeb-
lich auf die konkrete Ausgestaltung des 
Dienstleistungsvertrags an, die dem Out-
sourcing zugrunde liegt. Bei solchen Ver-
tragsgestaltungen ist es daher dringend 
zu empfehlen, einen Fachanwalt für Ar-
beitsrecht hinzuzuziehen.

FOLGEN EINES BETRIEBSÜBERGANGS 

FÜR EINZELNE ARBEITNEHMER:INNEN 

Zunächst stellt sich die Frage nach 
den Folgen des Betriebsübergangs für 
einzelne Arbeitnehmer:innen.

a)  Übergang des Arbeitsverhältnisses
Die wichtigste Rechtsfolge eines Be-

triebsübergangs besteht darin, dass 
die Arbeitsverhältnisse der Arbeitneh-
mer:innen des Betriebs von dem alten 
Betriebsinhaber (Veräußerer) mit allen 
Rechten und Pflichten auf den neuen 
Betriebsinhaber (Erwerber) übergehen 
– unter Anrechnung der bisherigen Be-
triebszugehörigkeit. 

Es ändert sich also nur die Rechtsper-
son des Arbeitgebers. 

b)  Widerspruch gegen den Übergang 
des Arbeitsverhältnisses

Die von einem Betriebsübergang be-
troffenen Arbeitnehmer:innen haben 
die Möglichkeit, dem Übergang ihres 
Arbeitsverhältnisses auf den neuen Be-
triebsinhaber zu widersprechen (§ 613a 
Abs. 6 BGB). Dieser Widerspruch muss 
schriftlich, also nicht lediglich in Text-
form, also zum Beispiel per E-Mail, ent-
weder gegenüber dem Erwerber oder 
dem Veräußerer erklärt werden.

Die Frist für den Widerspruch beträgt 
einen Monat. Sie beginnt mit der schrift-
lichen Unterrichtung über den Betriebs-
übergang. 

Obwohl § 613a Abs. 5 BGB konkre-
te inhaltliche Angaben an das Unter-
richtungsschreiben festlegt, sind die 
konkreten Anforderungen der Recht-
sprechung an dessen Inhalt sehr hoch 
angesetzt, sodass die Gefahr besteht, 
dass Arbeitnehmer:innen noch nach 
Monaten – oder sogar Jahren – berech-
tigterweise ihr Widerspruchsrecht aus-
üben. Arbeitgeber:innen haben somit 

Betriebs­
übergänge
Welche individual- und kollektivrechtlichen Konsequenzen 
entstehen bei Betriebsübergängen, beispielsweise bei 
Privatisierungen? Der folgende Gastbeitrag von ADSR-Autor 
Christoph E. König soll einen Überblick darüber vermitteln.
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seine »Betriebsidentität« behält, ist ent-
scheidend, ob das betriebliche Substrat, 
auf das sich das Betriebsratsamt bezieht, 
weitgehend unverändert bleibt, ob also 
insbesondere »ein räumlicher und funk-
tionaler Zusammenhang mit dem Ur-
sprungsbetrieb noch besteht« (BAG v. 
24.5.2012 – 2 AZR 62/11).

Wird ein Betrieb zum Beispiel mit ei-
nem anderen Betrieb verschmolzen, so 
verliert der übergehende Betrieb seine 
Identität. Auch in diesen Fällen kommt 
es zur Transformationswirkung und der 
Geltung der Veränderungssperre von ei-
nem Jahr.

cc)  Kündigungsverbot
Der Ausspruch von Kündigungen we-

gen eines Betriebsübergangs ist nach  
§ 613a Abs. 4 BGB unzulässig; eine solche 
Kündigung wäre demnach unwirksam 
und würde das Arbeitsverhältnis nicht 
beenden. Eine Kündigung aus anderen, 

vor allem verhaltens- und personenbe-
dingten Gründen, bleibt aber möglich.

Auch betriebsbedingte Gründe sind 
denkbar, wenn es einen objektiv sach-
lichen Grund gibt, der »aus sich he
raus« die Kündigung rechtfertigt. Dies 
kann zum Beispiel dann der Fall sein, 
wenn der Erwerber den übernomme-
nen Betrieb örtlich verlegt und Arbeit-
nehmer:innen, deren Arbeitsort arbeits-
vertraglich konkret festgelegt ist, sich 
weigern, an dem neuen Betriebsstand-
ort ihre geschuldete Arbeit zu erbringen.

Bei einem Betriebsübergang kommt 
es häufig vor, dass Veräußerer mit den 
übergehenden Arbeitnehmer:innen ei-
nen Aufhebungsvertrag und der Erwer-
ber mit diesen einen neuen Arbeitsver-
trag (mit schlechteren Bedingungen) 
abschließen und sich dabei arbeitgeber-
seitig auf »Vertragsfreiheit« berufen.

Ein mit dem Veräußerer geschlosse-
ner Aufhebungsvertrag ist jedoch we-

gen Umgehung der zwingenden Schutz-
regelungen des § 613a BGB unwirksam, 
wenn mit den Arbeitnehmer:innen zu-
gleich ein neues Arbeitsverhältnis mit 
dem Erwerber vereinbart oder zumin-
dest in Aussicht gestellt wird. Ebenfalls 
unwirksam ist der mit dem Erwerber ge-
schlossene Arbeitsvertrag. Es bleibt dann 
also bei den geschilderten Rechtsfolgen 
des § 613a BGB.

Arbeitnehmer:innen können aber aus 
Anlass eines Betriebsübergangs mit dem 
Veräußerer lediglich dann einen wirk-
samen Aufhebungsvertrag abschließen, 
wenn sie gänzlich aus dem Arbeitsver-
hältnis ausscheiden wollen.

FOLGEN FÜR EINEN BETRIEBSRAT

Auch für einen bei dem Veräußerer 
bestehenden Betriebsrat kann ein Be-
triebsübergang wesentliche Folgen ha-
ben. Hier ist dringend individuelle ar-
beitsrechtliche Beratung geboten, da 
grundsätzlich der Erwerber auch be-
triebsverfassungsrechtlich an die Stel-
le des Veräußerers tritt. Entscheidende 
Fragen sind in diesem Zusammenhang, 
ob die Identität des Betriebs beim Erwer-
ber fortbesteht und – soweit die Identität 
des Betriebs nicht fortbesteht – ob auch 
beim Erwerber ein Betriebsrat besteht 
oder nicht.

RECHTSSICHERE GESTALTUNG

Wie die Ausführungen zeigen, han-
delt es sich bei einem Betriebsübergang 
um einen hochkomplexen arbeitsrecht-
lichen Vorgang, der viele Risiken und 
Unabwägbarkeiten in sich birgt. Wich-
tig ist es daher, rechtzeitig einen Fach-
anwalt für Arbeitsrecht in die geplante 
Umstrukturierung mit einzubeziehen.�p

im Vorfeld der Abfassung eines Unter-
richtungsschreibens größte Sorgfalt 
walten zu lassen, da jegliche Unvoll-
ständigkeiten oder Ungenauigkeiten 
der Unterrichtung zu deren Lasten ge-
hen und die Widerspruchsfrist nach  
§ 616a Abs. 6 BGB nicht auslösen können. 
Daher ist anzuraten, für die inhaltliche 
Gestaltung des Unterrichtungsschrei-
bens den Rat eines Fachanwalts für Ar-
beitsrecht einzuholen.

Soweit Arbeitnehmer:innen form- 
und fristgerecht widersprechen, geht ihr 
Arbeitsverhältnis nicht auf den Erwerber 
über. Es bleibt dann unverändert gegen-
über dem Veräußerer bestehen. Wider-
sprechende Arbeitnehmer:innen sollten 
sich die Ausübung des Widerspruchs al-
lerdings sehr sorgfältig 
überlegen, da sie dann 
möglicherweise den Aus-
spruch einer berechtig-
ten, betriebsbedingten 
Kündigung für den Fall 
riskieren, dass eine Be-
schäftigungsmöglichkeit 
in dem umstrukturierten 
Betrieb des Veräußerers 
ersatzlos weggefallen ist. 

c)  Veränderungssperre 
Wie bereits dargestellt, 

tritt der Erwerber in alle 
– arbeitsvertraglichen – 
Rechte und Pflichten ein, 
die zwischen Arbeitnehmer:innen und 
Veräußerer vereinbart waren. Möchte 
der Erwerber die Arbeitsbedingungen 
ändern, kommt es ganz entscheidend 
darauf an, ob die sogenannte Verände-
rungssperre des § 613a Abs. 1 Satz 2 BGB 
gilt. Sie bedeutet, dass gewisse Regelun-
gen innerhalb eines Jahres nach Betriebs-
übergang nicht abgeändert werden dür-
fen.

Das gilt allerdings nicht für jegliche 
Regelungen. Denn es ist zu differenzie-
ren zwischen kollektivrechtlichen Rege-
lungen, etwa aufgrund eines Tarifver-
trages oder einer Betriebsvereinbarung, 
und einzelvertraglichen Vereinbarun-
gen. 

aa)  Einzelvertragliche Regelungen 
Für einzelvertragliche Regelungen 

gilt die Veränderungssperre des § 613a 
Abs. 1 S. 2–4 BGB nicht. Gleiches gilt 
für sogenannte Bezugnahmeklauseln, 
über die einzelvertraglich die Anwen-
dung der Regelungen eines Tarifvertra-
ges vereinbart werden. Deshalb können 
diese Vereinbarungen nach Betriebs-
übergang stets geändert werden. Dies 
erfordert allerdings regelmäßig das Ein-
verständnis der Arbeitnehmer:innen; an-
dernfalls bleibt nur die Alternative über 
eine Änderungskündigung, soweit sich 
die gewünschten Änderungen nicht im 
Rahmen des arbeitgeberseitigen Direk-
tionsrechts, also des arbeitsvertraglich 
konkretisierten Weisungsrechts, durch-

setzen lassen.

bb)  Kollektivrechtliche 
Regelungen 

Anders verhält es sich 
bezüglich der Tarifverträ-
ge und Betriebsvereinba-
rungen, die beim Veräu-
ßerer kollektivrechtlich 
aufgrund beiderseitiger 
Tarifbindung galten. Hier 
ist wie folgt zu differen-
zieren:

 Bei beidseitiger Tarif-
bindung gelten die Rechts-
normen des Tarifvertra-
ges, der zum Zeitpunkt 

des Betriebsübergangs einschlägig war, 
zwischen Arbeitnehmer:innen und Er-
werber unmittelbar und zwingend wei-
ter, soweit sie (immer noch) unter den 
Geltungsbereich des Tarifvertrags fal-
len (sogenannte Tarifwirkung). Dies gilt 
nicht, wenn im Hause des Erwerbers die-
selben Regelungsfragen über einen dort 
geltenden anderen Tarifvertrag festge-
schrieben sind. In diesem Fall gilt der Re-
gelungsbereich des Tarifvertrages, dem 
der Erwerber unterliegt, auch für die 
übernommenen Arbeitnehmer:innen 
(sogenannte Ablösung des Tarifvertra-
ges, § 613a Abs. 1 S. 3 BGB). Gleiches gilt 
für Betriebsvereinbarungen. Achtung: 
Die Ablösung tritt unabhängig von der 

Günstigkeit der ablösenden Norm ein. 
Das Ablösungsprinzip verdrängt also 
das ansonsten grundsätzlich geltende 
Günstigkeitsprinzip, wonach bei einer 
Konkurrenz mehrerer arbeitsrechtli-
cher Regelungen stets die für Arbeitneh-
mer:innen günstigere Norm gilt. 

 Ist indes der Erwerber – im Ge-
gensatz zu dem Veräußerer – nicht ta-
rifgebunden, fällt die beiderseitige 
Tarifgebundenheit fort und die kollektiv-
rechtlichen Regelungen werden »in den 
Arbeitsvertrag transformiert«; die kollek-
tivrechtlichen Regelungen gelten somit 
einzelvertraglich weiter. Für diese Fall-
gestaltung gilt die Veränderungssperre 
des § 613a Abs.1 S. 2 BGB von einem Jahr.

Gleiches gilt nach der Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts dann, wenn 
der übergehende Betrieb oder Betriebs-
teil durch den Betriebsinhaberwechsel 
seine Identität verliert. Für die Feststel-
lung, ob ein Betrieb oder Betriebsteil 

Wünschen Sie weitere Informationen  
zu diesem Thema?  
Wenden Sie sich gern an die ADSR Rechtsan-
waltsgesellschaft mbH, Stockholmer Allee 32c, 
44269 Dortmund

	 + 49 (0)231 557199-5289
	 +49 (0)40 63305-9-5289  

@	� christoph.koenig@adsr-recht.de 
	 www.adsr-recht.de

»Bei einem Betriebs-
übergang handelt es 
sich um einen hoch-
komplexen arbeits-

rechtlichen Vorgang.«
Christoph E. König, Rechtsan-
walt, Fachanwalt für Arbeits-

recht, Mediator (DAA)
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